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Es hätte ein Jahr europäischer Bildung werden können. Es hätte ein Jahr euro-
päischer Kultur werden sollen. Die Voraussetzungen waren gut: Die Kulturmi-
nister der Unterzeichnerstaaten der europäischen Kulturkonvention des Euro-
parates — 23 an der Zahl — gingen nach sechsjähriger Vorbereitungszeit der
Verkündigung dessen entgegen, was einmal als Europäische Kulturcharta be-
gonnen hatte. Für die EG stand das erste Mal eine Sitzung des „Rates und der
im Rat vereinigten Minister für kulturelle Angelegenheiten" ins Haus, nicht zu-
letzt, um die Vorgaben der Feierlichen Deklaration von Stuttgart für Kultur
und Bildung zu konkretisieren, und schließlich standen zum zweiten Mal in der
Geschichte Wahlkampf und Wahl für das Europäische Parlament an, wie alle
Wahlen Anlaß und Gelegenheit für eminent praktische politische Bildung und
in diesem Fall eben über und für Europa.

Doch das, was europäische Kultur hätte manifestieren sollen, geriet besten-
falls zum Lehrstück über die (Un-)Möglichkeiten intergouvernementaler Kul-
turdiplomatie. Und das, was europäische politische Bildung hätte werden müs-
sen, geriet zum Lehrstück über das (Un-)Verhältnis von Parteien und Medien
zu Europa und zum Wähler. Es steht zu befürchten, daß die Bürger Europas
diese Lektion gelernt haben. Die Wahlbeteiligung läßt dies vermuten. Dann
aber haben die Politiker einer Verankerung der europäischen Einigung im Be-
wußtsein der demokratischen Basis' einen Bärendienst erwiesen, denn schlim-
mer als nicht verankert ist negativ verankert.

Es lohnt sich, das Geschehen um die zweite Direktwahl unter dem Aspekt
„europäischer Bewußtseinsbildung" genauer zu betrachten.

Die Direktwahl und die europäische politische Bildung

Die Ausgangslage: Die Staats- und Regierungschefs haben in der Feierlichen
Deklaration von Stuttgart zur Europäischen Union1 die Vermittlung der euro-
päischen Identität proklamiert. Das Europäische Parlament hatte das gleiche in
seinem „Entwurf für einen Vertrag zur Gründung einer Europäischen Union"2

getan. Die Wahlkampagne zur zweiten Direktwahl bot die Gelegenheit, dies
praktisch umzusetzen. Dem gegenüber standen Umfrageergebnisse3, die bei
den befragten Bürgern einerseits einen gesunkenen Informationsstand über die
Europapolitik ergaben, andererseits aber ein erhöhtes Informationsbedürfnis
artikulierten, dies alles bei einer (in der Bundesrepublik Deutschland) nach wie
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vor positiven Grundhaltung gegenüber der europäischen Einigung. Hinzu kam,
daß zum erstenmal seit den Plänen der fünfziger Jahre eine umfassende politi-
sche Perspektive existierte für eine Weiterentwicklung der Gemeinschaft zur
Europäischen Union, ausreichend differenziert in der Feierlichen Deklaration
und voll ausgeführt im Vertragsentwurf, getragen von den Regierungen wie
vom Parlament, also auf breitester Basis. Schließlich stand auch noch ein nega-
tives Gegenbild zur Verfügung in Form der aktuellen Europapolitik mit den ge-
scheiterten Europäischen Räten von Athen und Brüssel, mit dem ungelösten
Haushaltskonflikt als dominierendem Thema, an dessen Diskussion einmal
mehr die Nationalisierung der Gemeinschaft wahrnehmbar wurde.

Damit waren alle Elemente für erfolgreiche europäische politische (Bewußt-
seins-)Bildung in Form einer Wahlkampagne gegeben: bei den politischen Ak-
teuren die Einsicht in die Notwendigkeit und ihr erklärter Wille zu dieser Be-
wußtseinsbildung; das entsprechende Informationsbedürfnis bei den Adressa-
ten, das konkrete positive und das konkrete negative Thema, beide mit hinrei-
chendem Raum für (partei-)politische Profilierung im ,heißen' Wahlkampf.
Auf dieser Basis starteten die Gruppen, deren Funktion und Interessen mit der
Wahl verbunden waren oder hätten sein sollen: Das Europäische Parlament als
Institution mit seiner Presse- und Informationsabteilung und den nationalen
Büros, die EG-Kommission als der ,Motor der Integration' vor allem mit ihrer
Generaldirektion Information, die nationalen Regierungen mit ihrer Verant-
wortlichkeit für die Gemeinschaft, die Mitgliedsorganisationen der Europäi-
schen Bewegung aus ihrer ,satzungsgemäßen' Zielsetzung heraus. Diese Grup-
pen sind charakterisiert durch (mehr oder weniger) überparteiliche Motive und
Interessen gegenüber der europäischen Einigung, was sie für die allgemeine
Kampagne in Sachen europäischer Information und politischer Bildung aus
dem konkreten und in der Bevölkerung breit wahrgenommenen Anlaß der
Wahl prädestiniert. Parteilich orientiert fanden sich die Parlamentsfraktionen
mit ihren Mitgliedern, die europäischen Parteienzusammenschlüsse und die je-
weiligen nationalen Parteien einschließlich ihrer Untergliederungen. Ihre pri-
märe Funktion lag im Wahlkampf, aber auch — angesichts des Informationsde-
fizit der Bevölkerung — in der Vermittlung der allgemeinen Information über
Ist-Stand und Perspektiven der europäischen Einigung. Schließlich gab es als
dritte Gruppierung die Medien in der Funktion des Vermittlers, des Katalysa-
tors und des Verstärkers.

Sie alle spielten ihren Part mit dem bekannten und an anderer Stelle in die-
sem Band ausführlich dargestellten unbefriedigendem Ergebnis an Mobilisie-
rung und entsprechender politischer Bewußtseinsbildung. Da es sich hierbei
um ein fundamentales Moment jeder politischen Weiterentwicklung der euro-
päischen Einigung handelt, sollen die Ansätze und Strategien der einzelnen
Gruppen noch einiges weiter untersucht werden:

In der Wahlvorbereitung mußte als erster der Informationsapparat des EP
zurückstecken, der noch 1979 in einigem Umfang mit einer eigenen Kampagne
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auf die Wahl hingearbeitet hatte. Diesmal reklamierten die im Parlament ver-
tretenen politischen Gruppen die zuständigen Mittel aus Anlaß der Wahl für ih-
re eigene Verwendung. Ebenfalls anders als 1979 fand kaum ein Versuch statt,
die Informationsarbeit der EG-Kommission (mit dem EP abgestimmt) auf die
Wahl auszurichten. Nach anfänglichem Zögern entwickelte man hier immerhin
ein Konzept, das der besonderen Situation im Wahljahr Rechnung tragen soll-
te. Der Ansatz war eigentlich logisch: Die Mobilisierung der (Wähler-)Massen
steht immer vor dem Problem der großen Zahl derer, die erreicht werden müs-
sen. Das Massenmedium par excellence aber ist das Fernsehen, dem dazu noch
eine besonders intensive Wirkung bei der Meinungsbildung nachgesagt wird.
Allerdings meinte man beachten zu müssen, daß die bloße Informationssen-
dung oder das Politmagazin eben wieder nicht die ,breite Masse' erreicht. Dies
geschehe am ehesten in Form von Unterhaltungssendungen. Was lag also näher
als der Versuch, die gängigen Muster der TV-Show mit der ,Botschaft Europa'
zu verbinden und so mit den vergleichsweise geringen Mitteln (bei hohen Ko-
sten) einen sonst weder quantitativ noch qualitativ erreichbaren Teil der Bevöl-
kerung anzusprechen und für Europa und die Wahl zu mobilisieren.

Dabei wurden aber einige Faktoren übersehen. Die Selektivität der Wahr-
nehmung erlaubt es einem Zuschauer durchaus, die Show zu konsumieren,
über die ,Botschaft' aber hinwegzusehen, dies umso mehr, wenn die eigenen
Gesetze des Show-Mediums eine massive Vermittlung der ,Europa-Botschaft'
verhindern. Hinzu kommt, daß ein wesentliches Element für die Intensität der
Meinungs- und Bewußtseinsbildung durch das Medium Fernsehen — und nicht
nur hier — in der (stereotypen) Wiederholung liegt. ,Botschaften', die nur über
einen kurzen Zeitraum vermittelt werden, werden kaum wahrgenommen und
noch weniger verankert. Gravierender mag aber schließlich sein, daß die Me-
dien in erster Linie dann wirken, wenn die vermittelten Aussagen ,im Trend'
liegen. Das Bild des elektronischen Verstärkers liegt hier durchaus nahe. Wenn
also ,Europa' mit der Unterhaltung positiv verknüpft wird, die restliche
Berichterstattung und Information im Fernsehen wie in den anderen Medien
und aus sonstigen Quellen aber vorwiegend negativ ist, kann man mit einer
eher geringen Wirkung der ,Botschaft' rechnen. Und Anlaß zu einer negativen
Berichterstattung gaben z.B. die gescheiterten Gipfel der Vorwahlzeit reich-
lich.

Die Vereinzelung und damit die Vermutung geringer Wirkung für den Ein-
satz von TV-Unterhaltungsprogrammen wurde noch dadurch verstärkt, daß in
der Bundesrepublik Deutschland weder die Vertreter der EG-Kommission
noch der Regierungen oder der Parteien die tatsächlich gegebene positive Per-
spektive der Europäischen Union z.B. im EP-Vertragsentwurf aufgriffen und
vermittelten. Die Europäische Bewegung, die dies tat, war in ihrer Reichweite
und in den verfügbaren Mitteln zu beschränkt, um allein den gegenläufigen
Trend der übrigen Gruppen überwinden zu können. Vor allem die Probleme,
die die Parteien schließlich im Wahlkampf thematisierten, zeichneten sich da-
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durch aus, daß sie negativ besetzt waren und kaum eine Komponente aufwie-
sen, die spezifisch und ausschließlich auf die europäische Einigung gerichtet
war. Damit vermittelte sich der Öffentlichkeit in der Bundesrepublik Deutsch-
land der Eindruck, daß das Europäische Parlament und die Europäische Eini-
gung für die Parteien unwichtig sei. Bei weitem wichtiger waren ihnen die na-
tionalen Themen.

Dieses Signal der Unwichtigkeit wurde dann von den Massenmedien entspre-
chend ihren Gesetzen der Verkürzung und Verstärkung weitervermittelt. Das
ging so weit, daß in großen Blättern sogar der Wahlverzicht wegen Sinnlosig-
keit unter europäischen Aspekten proklamiert wurde. Dieses Signal der Un-
wichtigkeit und des Negativen wurde von den Wählern aufgenommen und setz-
te sich in der niedrigen Wahlbeteiligung um. Der gleich Effekt zeigte sich in al-
len Mitgliedsländern, in denen der Wahlkampf ähnlich nationalisiert wurde.
Frankreich und Griechenland sind hier Beispiele. In den Ländern dagegen, in
denen der Anlaß der Wahl und der Inhalt des Wahlkampfes übereinstimmten,
sich den Wählern also die Ernsthaftigkeit und die Wichtigkeit Europas, sei es
pro oder contra, für die Parteien vermittelte, stieg die Wahlbeteiligung.

Alles in allem wurde in Wahlkampagne und Wahlkampf die Chance vertan,
praktische politische Bildung über und für Europa einmal für gewisse Zeit in
den Mittelpunkt der europäischen Aktivitäten zu stellen. Stattdessen wurde die
Nationalisierung der Aspekte in der Politik weiter verstärkt. Damit sind die
Voraussetzungen für eine europäische Bewußtseinsbildung, für die Vermitt-
lung der Identität der EG und für die Identifikation der Bürger mit der Ge-
meinschaft — die zentralen Aufgaben einer europäischen Bildung — in weiten
Teilen der Gemeinschaft nach der Wahl schlechter als vorher.

Von der Europäischen Kulturcharta zur „Erklärung über die kulturellen Zielset-
zungen"

Im Mai fand die 4. Europäische Kulturministerkonferenz in Berlin statt. Den
Ministern der 23 Unterzeichnerstaaten der Europäischen Kulturkonvention la-
gen eine Reihe von Resolutionsentwürfen vor, die sich mit aktuellen Proble-
men der heutigen Kultur befaßten. So ging es um Kultur und neue Kommuni-
kationstechnologie, um Gewalt auf Videokassetten, um kulturelle Entwicklung
und Integration, um europäische kulturelle Zusammenarbeit.

Im Mittelpunkt aber sollte etwas stehen, was ursprünglich einmal als die
„Europäische Kulturcharta" geplant war, also eine grundsätzliche Darlegung
von höchstem politischen und rechtlichen Rang. Verkündet wurde schließlich
eine „Europäische Erklärung über die kulturellen Zielsetzungen" von etwa
zwei Seiten Umfang4. Sechs Jahre war sie vorbereitet worden, Kolloquien, Se-
minare, Berichte und Expertisen befaßten sich mit einer möglichen Charta.
Nach drei Jahren wurde der Anspruch zurückgenommen zur „Erklärung der
kulturellen Ziele". Eine Expertengruppe legte einen umfangreichen Entwurf5

vor, der den Regierungen, aber auch einer Vielzahl von Organisationen, im
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Rahmen eines Konsultationsverfahrens zur Diskussion übermittelt wurde. Der
Entwurf zeichnete sich dadurch aus, daß er versuchte, Kultur (die nicht weiter
definiert wurde) unmittelbar mit der Alltagswelt des Menschen in Zusammen-
hang zu bringen und so eine Art Durchdringungsstrategie für das soziale, wirt-
schaftliche und politische Leben zu entwickeln, die auf der Autonomie des In-
dividuums und der Gruppen sowie auf Partizipation und Selbstverwirklichung
beruht. Der Entwurf folgte damit weitgehend den Diskussionssträngen um die
,kulturelle Demokratie' als Weiterentwicklung der demokratischen Kultur' so-
wie der Diskussion um die ,kulturelle Entwicklung' wie sie vor allem im welt-
weiten Rahmen der UNESCO mit ihren Kulturkonferenzen6 geführt wurde.

Im Verlauf der Konsultationen wurde dem Entwurf gerade seine starke kul-
turpolitische Festlegung auf ein bestimmtes Verständnis von Kultur zum Vor-
wurf gemacht, der nicht die ganze Breite „europäischen Kulturverständnisses"
decke. Der ,klassische' Kulturbegriff, für viele nach wie vor Basis einer Kultur-
politik, solle eleminiert werden. Im Endergebnis führte die Diskussion dann
zum Verzicht auf jede Konkretisierung in Form von Durchführungsstrategien,
und zu einer „Erklärung der kulturellen Zielsetzungen", in der auf abstraktem
Niveau fast jede der in die Konsultationen eingebrachten Positionen wiederzu-
finden ist, und sei es in einem Nebensatz. Damit kann sich jeder, der kulturell
und kulturpolitisch arbeitet, bestätigt fühlen und so weitermachen wie bisher.
Der Impuls für eine tatsächliche (geistige) Auseinandersetzung mit dem, was
Kultur heute für den einzelnen und für die Gruppe sei und sein solle, ist enspre-
chend schwach, denn es gehe sehr pauschal um „. . . Kultur, als Gesamtheit
der Werte, die der Menschheit den Sinn ihres Daseins und Handelns vermit-
telt" . Für die „europäischen Kulturen" konstitutiv wird dann der weltliche und
religiöse Humanismus als Grundlage ihres „Festhaltens an der Freiheit und an
den Menschenrechten" genannt.

Während im Vorentwurf an erster Stelle der einzelne als handelndes Subjekt
im kulturellen Bereich angesprochen wird, stehen in der Erklärung die Mit-
gliedstaaten an erster Stelle, erst dann „aber auch die betroffenen Institutionen
und die Bürgerinnen und Bürger Europas". Sie alle werden gebeten, ihre An-
strengungen darauf zu richten,
— das kulturelle Erbe zu erhalten und die schöpferische Tätigkeit zu entwik-

keln;
— die menschlichen Fähigkeiten zu entwickeln; dabei geht es um Bildung und

Wissenschaft, um Entwicklung der Persönlichkeit und um Integration in die
Gesellschaft;

— die Freiheit zu suchen; genannt werden hier u.a. Gedanken- und Meinungs-
freiheit, Freizügigkeit, flexible Aufteilung der Arbeits- und Freizeit;

— die Mitwirkung zu fördern; einschließlich der Anerkennung der kulturellen
Identität von Wanderarbeitnehmern und Minderheiten und der Förderung
ihrer Beteiligung am sozialen Leben" . . . damit unsere Gesellschaft. . . das
Entstehen neuer Solidaritäten ermöglicht", womit der Streit der Schulen um
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Ghettoisierung, Integration oder Assimilation dieser Gruppen durch die
Einführung einer neuen Kategorie, dem Leben in „Solidaritäten", umgan-
gen wird;

— die Solidarität zu stärken — überraschend lautet diese Überschrift im engli-
schen Text „Encouraging a sense of unity and Community", französisch da-
gegen wieder „Encourager la solidarite". Hier geht es um Familie und Ge-
meinde, etablierte gesellschaftliche Organisationen, aber auch um „neue
Formen von Solidarität" (alternative Lebensformen?) und um besseres Ver-
ständnis zwischen Generationen, Traditionen, Religionen, Kulturen;

— die Zukunft zu gestalten, immerhin mit der aktiven Verwirklichung des Auf-
baus Europas und der Förderung der internationalen Zusammenarbeit und
der Entwicklung aller Völker.

Neben diesen skizzierten allgemeingültigen und annähernd zeitlosen Hinwei-
sen wird fast durchgängig in allen Abschnitten die moderne Kommunikations-
technologie einbezogen, eine Referenz an die Tagesaktualität und womöglich
ein Reflex des eigentlichen Hauptthemas der 4. Europäischen Kulturminister-
konferenz, die der „Kultur- und Kommunikationstechnologie"7 bei weitem
mehr Raum und Aufmerksamkeit widmete als der doch soviel grundlegender
verstandenen „Erklärung der kulturellen Ziele", die eher routiniert erledigt
wurden — verständlich nach sechs Jahren Diskussion.

Bei „Kultur und Kommunikationstechnologie" ging es den Kulturministern
um Chancen und Gefahren der neuen Entwicklung: die Chancen für Kreativi-
tät und aktive Partizipation, aber auch für grenzüberschreitende Kooperation,
die Gefahren durch technisch perfekte, kommerziell eingesetzte und passiv
konsumierte Programme der Massenmedien. Weitergeführt werden soll das
Thema in einer möglichst bald einzuberufenden Konferenz über eine umfassen-
de Medienpolitik.

Die , Kultivierung' der Europäischen Gemeinschaft

Aus der Situation europäischer Kulturpolitik im Jahre 1984 heraus ist es ver-
ständlich, daß in den allfälligen Reden bei der 4. Europäischen Kulturminister-
konferenz immer wieder das Verhältnis Europarat-Europäische Gemeinschaft
in beschwörenden Appellen oder in beschwichtigenden Zusicherungen aufge-
griffen wurde — je nach Nähe des Redners zu der einen oder anderen Institu-
tion. Dabei geht es im Kern um die Furcht, der Europarat mit seinem Rat für
kulturelle Zusammenarbeit könne durch die sich immer weiter verstärkenden
kulturpolitischen Aktivitäten der EG der endgültigen Auszehrung anheimfal-
len und die Nicht-EG-Mitglieder könnten von den sich möglicherweise entwik-
kelnden Segnungen dieser Aktivitäten ausgeschlossen werden8.

Konkreter Anlaß für diese Neuauflage öffentlichen Nachdenkens über das
Verhältnis der beiden europäischen Organisationen war eine hochrangige kul-
turpolitische Premiere in der EG: Im Juni fand die erste Tagung des Rates und
der im Rat vereinigten Minister für kulturelle Angelegenheiten statt, also unter
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der gleichen Formel wie bei den Erziehungsministern, die den nationalstaatli-
chen Vorbehalten gegenüber einer ,Nicht-Vertragsmaterie' Rechnung trägt.
Damit ist 1984 die Kulturpolitik im Gemeinschaftsrahmen endgültig institutio-
nalisiert.

Vorausgegangen war Ende 1983 eine informelle Tagung in Athen, bei der
der Abschnitt über die kulturelle Zusammenarbeit aus der „Feierlichen Dekla-
ration zur Europäischen Union" der Staats-und Regierungschefs, verkündet in
Stuttgart im gleichen Jahr, erstmals aufgegriffen werden sollte. Die inhaltlichen
Schwerpunkte der kulturpolitischen Arbeit in der EG waren allerdings schon
1982 bei einem ,Seminar' der Minister in Neapel faßbar geworden.

Drei Linien sind erkennbar. Zum einen gibt es die wirtschaftlichen, wirt-
schaftsrechtlichen und sozialen Implikationen im Bereich der Kulturproduk-
tion und des Kulturmarktes, also eine vertragskonforme Behandlung der Pro-
bleme. Zum zweiten ist ein Bereich erkennbar, der im Namen einer eigenstän-
digen europäischen kulturellen Identität eine ,Überfremdung' vor allem mit
amerikanischer Massenkultur, d.h. mit amerikanischen Film- und Fernsehpro-
duktionen verhindern will und dies mit massiven dirigistischen Maßnahmen.
Frankreich ist hier der Protagonist. Allerdings stellt sich die Frage, worin denn
die hohe Attraktivität der amerikanischen Produktionen für die Konsumenten
begründet ist - fänden sie nicht ihre Zuschauer, gäbe es das Problem nicht —
und ob hier nicht eher Erziehung und Bildung gefragt sind, als die Abschottung
der Märkte. Die Vermutung liegt nahe, daß kulturelle Identität gesagt wird und
wirtschaftliche Interessen gemeint sind. Dies gilt umso mehr, als das eigenstän-
dige kulturelle Leben in Europas Gemeinden und Regionen eine Vielzahl neu-
er Blüten treibt.

Der dritte Strang schließlich findet sich in der Pflege nationaler Anliegen mit
den Mitteln der Gemeinschaft, die für die Partner dadurch erträglicher werden,
daß sie sich die gleichen Chancen auf Nutznießung im jeweiligen Aktionsfeld
ausrechnen. Die Sprachenpolitik könnte genauso hierher gehören wie das
System der „Europäischen Kulturstädte", das im Rahmen der Ratsbeschlüsse
entwickelt wurde und das die Möglichkeit zur Selbstdarstellung eröffnet. Die
Selbstdarstellung aber gerät nach aller Erfahrung so gut wie immer zur (Über-)
Betonung des Nationalen.

Aller Konzilianz entkleidet handelt es sich hierbei unter dem Aspekt der eu-
ropäischen Bewußtseins- und Identitätsbildung um Maßnahmen, die das Ge-
meinschaftsbewußtsein schwächen zugunsten eines verstärkten Nationalbe-
wußtseins und dies mit Mitteln der Gemeinschaft. Diese Linien des Kulturmini-
sterrates finden sich auch in der zweiten Tagung des Jahres 1984, die im No-
vember stattfand.

Die Tagungsordnung im Juni umfaßte im einzelnen: den Kampf gegen Vi-
deo-Piraterie, darin eingeschlossen die Fragen des Urheberrechts und ange-
messene Zahlungen an die Urheber bei privaten Kopien; die Entwicklung einer
europäischen Programmindustrie für Koproduktionen beim Fernsehen; eine
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Präferenz für Produktionen aus der Gemeinschaft — dieser Punkt stieß aller-
dings auf etlichen Widerstand nicht zuletzt der Deutschen, die verfassungsmä-
ßige Bedenken haben —; das Konkurrenzverhältnis von Film und Fernsehen,
das eine Abstimmung der Vorführung von Filmen in den verschiedenen Me-
dien fordere; und schließlich, eingebracht von den Deutschen, die Frage der
Umsetzung für den kulturpolitischen Teil der „Feierlichen Deklaration," um
das europäische Bewußtsein in den Mitgliedstaaten zu fördern. Dementspre-
chend wurde beschlossen, die Planung in den Aktionsfeldern Begegnungen und
Austausch, Sprachenunterricht, wechselseitiges Kennenlernen von Kultur und
Geschichte, Bewahrung des kulturellen Erbes und die kulturelle Zusammenar-
beit in Drittländern zu beginnen. Auch hier spielte das Verhältnis zur Arbeit
des Europarates eine Rolle9.

Die Novembertagung setzte das Programm fort mit den Punkten: verstärkter
Einsatz von Mitteln für Kulturschaffende aus dem Sozialfonds, verstärkte kul-
turelle Zusammenarbeit z.B. durch das System der „Europäischen Kulturstäd-
te" mit Athen 1985, Amsterdam 1986, (inzwischen liegen Berlin 1988 und Paris
1989 fest), die Einrichtung eines Hilfsfonds für europäische TV-Koproduktio-
nen. Angesprochen wurden auch noch der freie (Waren-)Verkehr von Kunst-
werken und Regelungen für Buchpreise10.

Die Probleme, die sich bei den ersten Sitzungen des Kulturrates der EG zeig-
ten, sind im Grunde die altbekannten: Die EG-Kommission betont ihr Initia-
tivrecht bei Gemeinschaftspolitiken, was einschließt, daß sie ihre Hausaufga-
ben' pünktlich macht. Dies setzt entsprechende Kapazitäten in der Administra-
tion voraus. Die Dänen wiederum bestreiten, daß es eine Gemeinschaftspolitik
,Kultur' geben kann, da dies nicht einer Wirtschaftsgemeinschaft entspreche,
erklären sich aber imstande, einzelnen Punkten der Beschlußliste zuzustim-
men. Belgien hat interne Probleme mit der angemessenen Repräsentanz der
beiden belgischen ,Kulturminister' für Wallonien und Flandern, die Bundesre-
publik schließlich muß stets die Kulturhoheit der Länder berücksichtigen.

Das Europa der Bürger

Die kulturpolitischen (und auch bildungspolitischen) Ansätze wurden ebenfalls
auf den Tagungen des Europäischen Rates in Fontainebleau und Dublin aufge-
griffen. Fontainebleau fand unmittelbar nach der 2. Direktwahl im Juni statt.
Die Ergebnisse forderten dringend Maßnahmen, die unter dem Schlagwort
„Europa der Bürger" zur „Stärkung und Förderung seiner (Europas) Identität
und seines ,Images' gegenüber seinen Bürgern und gegenüber dem Rest der
Welt"11 aufgelistet wurden. Hierzu wurde ein ad hoc-Komitee eingesetzt. In
der Schlußerklärung des Rates erscheinen allerdings nur zwei Punkte mit un-
mittelbarer Beziehung zu Bildung (und Kultur): die Anerkennung der Univer-
sitätsdiplome - ein Punkt, der seit Jahrzehnten auf der Tagesordnung der EG
und des Europarates steht — und Klassenpartnerschaften.

Allerdings dauerte es bis zum Dubliner Gipfel bis der Vorsitzende des ad
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hoc-Komitees, der Italiener Adonnino, eine Themenliste präsentieren konnte.
Sie umfaßt u.a.: Abbau von Hindernissen bei der Freizügigkeit, bei der Nieder-
lassungsfreiheit, beim freien Grenzverkehr; gemeinschaftsweite Bürgerrechte,
Fernsehprogramme, Sportmannschaften, Verbrechensbekämpfung, Drogenar-
beit und Kulturfestivals, Preise, Ausstellungen; Jugend- und Schüleraustausch,
Sprachunterricht und Berufsabschlüsse. Die ad hoc wirkenden Punkte von
Fontainebleau zu Bildung und Kultur wurden also deutlich erweitert, doch
blieb dieser Bericht, der ja für Bewußtseinsbildung prädestiniert ist, hinter den
anderen Feldern des ,Europa der Bürger' zurück. Insgesamt ließen sich aber
noch keine Prioritäten entdecken, die einem reflektierten Konzept folgten.

Der politische Stellenwert und die Resonanz des ad hoc-Ausschusses in der
(interessierten) Öffentlichkeit wurde nicht nur durch dessen verschleppte Kon-
stituierung vermindert. Der Ausschuß „Europa der Bürger" stand und steht
auch im Schatten des anderen ad hoc-Ausschusses zu den institutionellen Fra-
gen, der ebenfalls in Fontainebleau eingesetzt wurde, der sehr bald die Arbeit
aufnahm und der die weitergehende Zielsetzung hat, da seine Ergebnisse in ei-
ne Regierungskonferenz zur Europäischen Union einmünden sollen.

Die ,normale' Arbeit
Neben diesen ,Sonderereignissen' des Jahres 1984 im Bereich Bildung und Kul-
tur ging die ,normale' Arbeit weiter, wenn auch mit breiterer thematischer Ba-
sis gegenüber den Vorjahren. Die Einbeziehung von Kultur und Bildung eines
europäischen Bewußtseins faßt nun auch immer selbstverständlicher Fuß beim
Rat der Erziehungsminister und seinem Ausschuß für Bildungsfragen, bei der
EG-Kommission und beim Europäischen Parlament mit seinem Ausschuß für
Jugend, Kultur, Bildung, Information und Sport. Es überwiegen nach wie vor
bei weitem die wirtschaftlich und sozial orientierten Bezüge.

Die Arbeit des Europäischen Parlaments war selbstredend beeinflußt von
Wahlkampagne und Wahl und von der damit verbundenen Neubesetzung der
Ausschüsse. Der Ausschuß für Jugend, Kultur, Bildung, Information und
Sport behielt dabei nur zwei Mitglieder aus der ersten Wahlperiode, die übri-
gen 22 sind neu im Ausschuß und davon 15 neu im Parlament. Der dadurch
notwendigen Zeit zur Orientierung entsprechend war die Sacharbeit in der
zweiten Hälfte 1984 noch gedrosselt. So wurde lediglich der Bericht Seibel-Em-
merling zum Austauschprogramm junger Arbeitnehmer behandelt12; ein seit
1979 wohletabliertes Programm, das in Zukunft auch jugendlichen Arbeitssu-
chenden offen stehen soll.

Von den Themen vor der Wahl ist bemerkenswert, daß das Europäische
Parlament mit einer Entschließung zur „Freiheit der Erziehung"13 eine grund-
sätzliche Diskussion aufgriff und hier Stellung zugunsten der privaten Schulen
und ihrer staatlichen Förderung bezog. Damit bewies das Europäische Parla-
ment einmal mehr, daß es im Gegensatz zum Ausschuß für Bildungsfragen des
Ministerrates und im Gegensatz zum Rat selber, als einziges EG-Organ poli-
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tisch brisante Probleme der Erziehungssysteme in den Mitgliedsstaaten behan-
delt.

Der Rat und die im Rat vereinigten Minister für Erziehungsfragen tagten
1984 nur einmal, im Juni. Es ging um das Erziehungswesen in anbetracht der
demographischen Entwicklung, um Technologie und soziale Veränderung, um
Fremdsprachenunterricht und um die Ausbildung der Fremdsprachenlehrer,
um Eingliederung von Behinderten in die Schule, um die Bekämpfung des An-
alphabetentums und um die schulische Betreuung der Kinder von Wanderar-
beitnehmern14, der einzige Bereich in der Bildung, der durch eine Richtlinie
der EG15 abgedeckt ist, und zu dem die Kommission jetzt den ersten in der
Richtlinie geforderten Bericht16 vorlegte. Das (zu erwartende) Ergebnis: Die
Durchführung der Richtlinie läßt noch zu wünschen übrig. Die Modellversuche
in diesem Bereich sollen fortgesetzt werden.

Die Möglichkeit, über den Bildungsbereich auch die „Beziehungen" zwi-
schen Gemeinschaft und Mitgliedstaaten zu pflegen, zeigt sich in dem Be-
schluß, Griechenland von 1984 bis 1988 60 Mio. ECU aus Zusatzmitteln für die
Einrichtung von Berufsbildungs- und Rehabilitationszentren zur Verfügung zu
stellen.

Für die Kommission schließlich läßt sich das Jahr 1984 charakterisieren durch
intensive Zuarbeit zu den kultur- und bildungspolitischen Themen der Gipfel,
Räte und ad hoc-Ausschüsse, wobei die Medien und die Kultur im Vorder-
grund standen. Im übrigen gilt ,business as usual' mit Zusammenarbeit im
Hochschulbereich und Übergang von der Schule ins Berufsleben, mit Äquiva-
lenz der Diplome und Austausch jugendlicher Arbeitskräfte. In eine operatio-
nale Phase überführt wird zur Zeit der Bereich der neuen Technologien im Un-
terricht, für den erste Modellversuche vorgeschlagen wurden17.

Im übrigen kam es auf verschiedenen Ebenen immer mal wieder zu kurz-
schlüssigen Aktivitäten, die oft den Eindruck von Dilettantismus und Hilflosig-
keit hinterlassen, und deren Ursache wohl darin zu finden ist, daß bis heute für
den Bereich der europäischen Bewußtseinsbildung als Bildung zum Bürger Eu-
ropas noch immer kein kohärentes Konzept diskutiert wurde. Darunter leiden
die Europäischen Stiftungen, der ad hoc-Ausschuß „Europa der Bürger" und
ebenso die entsprechenden Vorschläge von Rat und Kommission. Der geringe
Stellenwert der Bildungs- und Kulturpolitik im Rahmen der EG-Aktivitäten
läßt sich nach wie vor auch an seiner finanziellen Ausstattung ablesen: Im
Haushaltsansatz 1984 stieg der Anteil für beide Bereiche zusammen von vorher
0,069% auf 0,07%!
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